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2. Lesung 
 
 
 
 
Zweiter Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge (Zweiter 
Medienänderungsstaatsvertrag) 
 
 
 
 
Berichterstatter  Abgeordneter Oliver Keymis 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Dem Zweiten Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge (Zweiter 
Medienänderungsstaatsvertrag) wird zugestimmt; dem Antrag der Landesregierung auf 
Zustimmung zu diesem Staatsvertrag gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landesverfassung – 
Drucksache 17/16231 – wird entsprochen.  
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Bericht 
 
 
A Allgemeines 

Der Antrag der Landesregierung – Drucksache 17/16231 – wurde nach erster Lesung durch 
Plenarbeschluss vom 26. Januar 2022 einstimmig an den Ausschuss für Kultur und Medien – 
federführend – sowie zur Mitberatung an den Hauptausschuss überwiesen.  
 
 
B Beratung 

Der Ausschuss für Kultur und Medien hat den Gesetzentwurf in seiner 70. Sitzung am  
10. Februar 2022 (APr 17/1736) erstmals beraten.  
 
Der mitberatende Hauptausschuss empfahl in seiner Sitzung am 17. März 2022 mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung 
der Fraktion der AfD einstimmig, dem Antrag der Landesregierung auf Zustimmung zu 
entsprechen. 
 
Der Ausschuss für Kultur und Medien hat in seiner 71. Sitzung am 17. März 2022  
(APr 17/1764) abschließend über den Antrag beraten.  
 
 
C Abstimmung 

Der Ausschuss für Kultur und Medien hat in seiner 71. Sitzung am 17. März 2022  
(APr 17/1764) mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktion der AfD einstimmig dem Zweiten Staatsvertrag zur 
Änderung medienrechtlicher Staatsverträge (Zweiter Medienänderungsstaatsvertrag) 
zugestimmt und empfiehlt, dem Antrag der Landesregierung auf Zustimmung zu diesem 
Staatsvertrag gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landesverfassung – Drucksache 17/16231 – zu 
entsprechen.  
 
 
 
 
Oliver Keymis 
Vorsitzender 
 
 


